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Antwort

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka und der
Fraktion der AfD
— Drucksache 20/12207 -

Entwicklung der bundesseitigen Forderung des Berliner Kulturzentrums Oyoun
nach Berichten liber antisemitische Betatigung

Vorbemerkung der Fragesteller

Die Vereinigung Kultur NeuDenken gUG (haftungsbeschrénkt; vgl. Website
der genannten Vereinigung — https://oyoun.de/ueber-uns/, zuletzt abgerufen
am 3. Mai 2024) betreibt in Berlin ein liberwiegend aus Mitteln des Landes
Berlin gefordertes Kulturzentrum namens ,,Oyoun®.

Das Kulturzentrum soll neben der Landesférderung in den Jahren 2022 und
2023 insgesamt 100 000 Euro aus Bundesmitteln erhalten und ,,ordnungsge-
mél abgerechnet™ haben (vgl. hierzu die Antwort der Staatsministerin beim
Bundeskanzler Claudia Roth vom 21. Dezember 2023 auf die Schriftliche
Frage 1 der Abgeordneten Gitta Connemann auf Bundestagsdrucksache
20/9902). Andererseits werden personelle, rechtliche und finanzielle Verbin-
dungen der Bundesregierung zum ,,Verein Oyoun® verneint (dazu die Antwort
des Parlamentarischen Staatssekretirs Sven Lehmann auf die Schriftliche
Frage 56 des Abgeordneten Roger Beckamp auf Bundestagsdrucksache
20/7274). Die genauen Details sind nach Ansicht der Fragesteller klarungsbe-
diirftig.

Berlins Kultursenator Joe Chialo hatte bereits im November 2023 angekiin-
digt, die Fordermittel fiir den Verein zum Jahresende 2023 auslaufen zu lassen
und den Standort neu auszuschreiben. Ein entsprechender Antrag auf einst-
weiligen Rechtsschutz seitens der Vereinigung blieb ohne Erfolg (vgl. dazu
Tagesspiegel, www.tagesspiegel.de/berlin/forderungsstopp-nach-antisemitism
us-vorwurfen-richter-weisen-eilklage-des-berliner-kulturzentrums-oyoun-zuru
ck-10963783.html und TAZ, https://taz.de/Kulturzentrum-Oyoun-in-Berlin-Ne
ukoelln/!5999103/, jeweils zuletzt abgerufen am 3. Mai 2024).

Entziindet hat sich diese Auseinandersetzung anhand von Presseberichten iiber
die AuBerungen und das Verhalten seitens des ,,Oyoun®, welche nach Ansicht
der Fragesteller eine Verharmlosung des Uberfalls der Hamas auf Israel vom
7. Oktober 2023 und des verursachten schrecklichen Leids eines nicht zu
rechtfertigenden Angriffs auf die Zivilbevolkerung darstellen. Veranstaltungen
und Stellungnahmen in unmittelbarer zeitlicher Ndhe zu diesem Ereignis,
welche dieses als ,,Gefangenausbruch® oder als Aktion einer ,legitimen Be-
freiungsbewegung®, also der Hamas, bezeichnen, diirfen in den Augen der

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben der Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur und
Medien vom 22. Juli 2024 iibermittelt.

Die Drucksache enthdlt zusdtzlich — in kleinerer Schrifttype — den Fragetext.


https://oyoun.de/ueber-uns/
http://www.tagesspiegel.de/berlin/forderungsstopp-nach-antisemitismus-vorwurfen-richter-weisen-eilklage-des-berliner-kulturzentrums-oyoun-zuruck-10963783.html
https://taz.de/Kulturzentrum-Oyoun-in-Berlin-Neukoelln/!5999103/
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Fragesteller nicht auch noch durch Fordermittel (vgl. Tagesspiegel, https://che
ckpoint.tagesspiegel.de/langmeldung/6bYkD6lhI[HABSIxbYJBd4Y und TAZ,
https://taz.de/Kulturzentrum-Oyoun-in-Berlin-Neukoelln/!5999103/, jeweils
zuletzt abgerufen am 3. Mai 2024) bundesseitig bezuschusst werden.

Vielmehr wird auch durch die nach Ansicht der Fragesteller erkennbare anti-
semitische Betitigung der Vereinigung die Grundlage vergangener staatlicher
Forderung erschiittert. Sie muss in ihren Augen auf den Priifstand gestellt wer-
den. Die Bundesregierung muss nach Ansicht der Fragesteller dariiber aufkla-
ren, inwieweit eine Forderung dieser Vereinigung aus Bundesmitteln stattge-
funden hat, und wie die Bundesregierung mit den derzeitigen Erkenntnissen
plant, weiter zu verfahren.

1. Erhielt das Kulturzentrum Oyoun bzw. die dahinterstehende Vereinigung
Kultur NeuDenken gUG (haftungsbeschréinkt) in der Vergangenheit di-
rekte oder indirekte Zuwendungen aus Bundesmitteln bzw. Forderpro-
grammen des Bundes?

a) Wenn ja, in welcher Hohe wurden Zuwendungen in den Kalenderjah-
ren 2021 bis 2024 beantragt und ausgezahlt, und aus welchen Foérder-
programmen oder sonstigen Mitteln stammten diese (bitte nach Ka-
lenderjahren und Programmen aufschliisseln)?

b) Wenn ja, sind insbesondere ebensolche Zuwendungen in den genann-
ten Kalenderjahren zugesagt oder ausgezahlt geworden, die nicht das
Forderprogramm ,,Neustart Kultur betreffen, welches durch den
Bundesverband Soziokultur e. V. bzw. die Beauftragte der Bundes-
regierung flir Kultur und Medien Claudia Roth aufgelegt wurde (vgl.
dazu ausfiihrlich die Website zum Forderprogramm, https://soziokult
ur.neustartkultur.de, zuletzt abgerufen am 3. Mai 2024)?

Die Fragen 1 bis 1b werden gemeinsam beantwortet.

Das Kulturzentrum Oyoun bzw. der Trager Kultur NeuDenken gUG erhielt in
den Jahren 2021 bis 2024 keine direkten Zuwendungen aus Mitteln der Beauf-
tragten der Bundesregierung fiir Kultur und Medien (BKM).

Das Kulturzentrum Oyoun bzw. der Triager Kultur NeuDenken gUG erhielt im
Jahr 2022 eine direkte Zuwendung aus Mitteln des Auswirtigen Amts (AA):

2022: Projektforderung aus Kapitel 0504 Titel 68715 fiir das Projekt ,,The
Common Stories — Soundtrack of our Wars® in Hohe von 35 000 Euro.

Die genannte Einrichtung hat folgende Forderungen aus NEUSTART KULTUR
erhalten:

* 2021: Sonderprogramm NEUSTART KULTUR des Fonds Soziokultur e. V./
Projektforderung in Hohe von 27 436 Euro

e 2022: Profil: Soziokultur, NEUSTART KULTUR des Fonds Soziokultur
e. V./Projektforderung in Hohe von 23 080 Euro

e 2022 bis 2023: NEUSTART KULTUR — Pandemiebedingte Investitionen in
Kultureinrichtungen zur Erhaltung und Stirkung der bundesweit bedeuten-
den Kulturlandschaft, Bereich 1d) Zentren, mittelausreichende Stelle Bun-
desverband Soziokultur e. V./Projektférderung in Héhe von 100 000 Euro.

Die Einrichtung hat weiterhin folgende Projektforderung aus dem Hauptstadt-
kulturfonds erhalten:

2021: Projektforderung aus Mitteln des Hauptstadtkulturfonds in Hoéhe von
122 000 Euro.


https://checkpoint.tagesspiegel.de/langmeldung/6bYkD6lhIHAB5IxbYJBd4Y
https://taz.de/Kulturzentrum-Oyoun-in-Berlin-Neukoelln/!5999103/
https://soziokultur.neustartkultur.de
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In Bezug auf die Beantwortung der Frage 1 wurden die Ressorts der Bundes-
regierung beteiligt. Aufgrund der Kiirze der Zeit konnten nicht alle Hauser eine
abschlieBende Priifung vornehmen.

2. Waurden fiir die Kalenderjahre 2021 bis 2024 (bitte nach Kalenderjahren
aufschliisseln) Zuwendungen aus Bundesmitteln bzw. der Zugang zu
Forderprogrammen des Bundes durch die genannte Vereinigung bean-
tragt und dem entsprechenden Ersuchen seitens der Bundesregierung
nicht entsprochen?

a) Wenn ja, um welche konkreten Félle handelte es sich hierbei, aus
welche Griinden wurden die Zuwendungen bzw. Fordermittel ver-
weigert?

b) Fullte eine etwaige Versagung von Zuwendungen bzw. Fordermitteln
auf der Nichterfiillung formeller Voraussetzungen seitens des Antrag-
stellers (wenn ja, welche) oder auf dem Umstand, dass nicht erwart-
bar gewesen ist, dass den Forderzielen bzw. dem Gegenstand des
Forderprogramms in materieller Hinsicht Rechnung getragen wird
(wenn ja, auf welchen Umstidnden fuflte diese Einschitzung)?

Die Fragen 2 bis 2b werden gemeinsam beantwortet.
Der BKM direkt lagen zu keiner Zeit Antrége vor.

In Bezug auf die Beantwortung der Frage 2 wurden die Ressorts der Bundes-
regierung beteiligt. Aufgrund der Kiirze der Zeit konnten nicht alle Hauser eine
abschlieende Priifung vornehmen.

3. Soweit Mittel aus dem Foérderprogramm ,Neustart Kultur” (siche
Frage 1b) durch die Vereinigung beantragt und/oder ausgezahlt wurden,
inwieweit wurde die Einhaltung der Fordervoraussetzungen im Allge-
meinen (vgl. dazu Website des Bundesverbandes Soziokultur e. V.,
https://antrag.soziokultur.de/wp-content/uploads/2020/08/200710_Fé&rder
grundsédtze Neustart Kultur Programmteill-1.pdf bzw. https://antrag.so
ziokultur.de/wp-content/uploads/2023/01/Anlage-C-Foerdergrundsaetze-
mit-allen-Richtlinien-zum-Programmteil-gueltig-ab-05.09.22-1.pdf,
jeweils zuletzt abgerufen am 3. Mai 2024) seitens der Bundesregierung
iiberpriift bzw. tiberwacht?

Grundsitzlich ist fiir die Fragen 3 bis 5 festzuhalten, dass die mittelausreichen-
den Stellen entsprechend der haushaltsrechtlichen Vorgaben handeln und dies
in eigener Zustandigkeit und Verantwortung vollziehen.

Die Frage 3 bezieht sich nur auf den Bundesverband Soziokultur e. V. (BVS).

a) Inwieweit wurde eine Uberpriifung vorgenommen, ob das Angebot der
Vereinigung einem ,,vielfdltige[n] Kulturangebot im Sinne der ge-
nannten Forderbedingungen entspricht, und welche Umsténde spra-
chen dafiir und dagegen (vgl. https://antrag.soziokultur.de/wp-content/
uploads/2023/01/Anlage-C-Foerdergrundsaetze-mit-allen-Richtlinien-
zum-Programmteil-gueltig-ab-05.09.22-1.pdf, S. 1)?

In den Fordergrundsitzen der BKM von NEUSTART KULTUR fiir den Pro-
grammteil ,,Pandemiebedingte Investitionen in Kultureinrichtungen zur Erhal-
tung und Stirkung der bundesweit bedeutenden Kulturlandschaft wird unter
Punkt 1, Absatz 1 das Forderziel des Programms formuliert: ,,Das Programm
NEUSTART KULTUR zielt auf einen Neustart des kulturellen Lebens in
Deutschland in Zeiten von Corona und danach, indem Kultureinrichtungen und
-akteure zur Wiederer6ffnung ihrer Hiuser, Programme und Aktivititen ertiich-


https://antrag.soziokultur.de/wp-content/uploads/2020/08/200710_Fördergrundsätze_Neustart_Kultur_Programmteil1-1.pdf
https://antrag.soziokultur.de/wp-content/uploads/2023/01/Anlage-C-Foerdergrundsaetze-mit-allen-Richtlinien-zum-Programmteil-gueltig-ab-05.09.22-1.pdf
https://antrag.soziokultur.de/wp-content/uploads/2023/01/Anlage-C-Foerdergrundsaetze-mit-allen-Richtlinien-zum-Programmteil-gueltig-ab-05.09.22-1.pdf
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tigt werden. Dadurch sollen neben der dringend notwendigen Wiedergewin-
nung eines vielféltigen Kulturangebots gleichzeitig wieder eine Beschifti-
gungs- und Erwerbsperspektive fiir Kulturschaffende entstehen. (...)*

Die mit dem Zuwendungsvertrag bewilligten Maflnahmen wurden von der mit-
telausreichenden Stelle als geeignet beurteilt, um das Forderziel zu erreichen.

Die Antragsberechtigung wird unter Punkt 1 Absatz 4 bis 6 der Fordergrundsét-
ze erldutert. Der Bundesverband Soziokultur e. V. hat bei der Priifung der For-
derantrage diese Antragsberechtigung tiberpriift und positiv bewertet.

b) Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung dariiber vor, ob, und
wenn ja, welche, spezifischen ,,Maflnahmen zur Stirkung der Attrakti-
vitit der Kultureinrichtung* im Sinne der genannten Forderbedingun-
gen durch die Vereinigung umgesetzt bzw. auf den Weg gebracht wur-
den, und wie wurde hierdurch der ,kulturelle Auftrag® in diesem
Sinne erfiillt (ebd.)?

Gegenstand der Forderung waren pandemiebedingte, rein technisch-investive
MaBnahmen zur Optimierung der Besuchersteuerung, die Anschaffung von
Technik fiir den dezentralen Einsatz, Luftreiniger, die Erstellung und Veréffent-
lichung von Hinweisen fiir Besucher sowie eine pandemiebedingt notwendige
Erweiterung der Nutzflachen.

Mit der Umsetzung dieser Maflnahmen wurde der Zuwendungszweck erfiillt.
Durch die Umsetzung der MaBnahmen wurde die Kultureinrichtung bei der
Wiedererdffnung und dem wiederaufgenommenen Betrieb im Laufe der Pan-
demie unterstiitzt.

4. Soweit Mittel aus dem Forderprogramm ,Neustart Kultur” durch die
Vereinigung beantragt und/oder ausgezahlt wurden, inwieweit wurde die
Einhaltung der Fordervoraussetzungen (siche dazu Frage 2) im Besonde-
ren mit Blick auf die bisherige Tatigkeit der Vereinigung bewertet?

Die Frage 4 bezieht sich auf den Bundesverband Soziokultur e. V. (BVS). Der
Fonds Soziokultur e. V. (FS) hat aus der in der Frage genannten Forderrichtlinie
keine Mittel weitergegeben.

a) Wie stellt sich der PriifungsmaBstab dar, der im Rahmen der Feststel-
lung der Antragsberechtigung an die Prognose iiber die Gewéhrleis-
tung der ordnungsgeméfBen Geschiftsfiihrung des Antragstellers ent-
sprechend den Forderbedingungen anzulegen ist, und welche Umstén-
de sprachen dafiir oder dagegen, dass dies auf die genannte Vereini-
gung im konkreten Fall zutrifft?

Die ordnungsgeméfe Geschéftsfiihrung bei Antragstellung wurde anhand der
Finanzbuchhaltung der Jahre 2020 und 2021 von der mittelaureichenden Stelle
iiberpriift (Jahresabschluss, Angaben der Steuerberatungsgesellschaft).

b) Welche Erkenntnisse wurden herangezogen, um den Nachweis der be-
stimmungsgeméfen Mittelverwendung im Sinne der Forderbedingun-
gen zu prognostizieren, und auf der Grundlage welcher Umstidnde und
Erkenntnisse erfolgte hier eine Priifung?

Die ordnungsgemifBe Geschéftsfithrung bei Antragstellung wurde anhand der
eingereichten Unterlagen (siehe Antwort zu Frage 3a) festgestellt. Ferner besta-
tigte die Antragstellerin die Gewéhrleistung einer ordnungsgemifBen Geschéfts-
fiihrung bei Antragstellung.
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c) Welcher ,kulturelle Schwerpunkt (ebd., S.2) gemiB den Foérderbe-
dingungen wurde bei der Vereinigung hinsichtlich der letzten beiden
der Beantragung der Forderung vorausgehenden Kalenderjahre eruiert,
und welche Erkenntnisse lagen in diesem Bereich der Entscheidung
zugrunde?

Gegenstand des Unternehmens und Zweck der Gesellschaft sind im Gesell-
schaftsvertrag von Juli 2019 definiert, der bei der Antragstellung eingereicht
wurde. Darin heil3t es u. a. ,,Der Zweck der Gesellschaft ist das Angebot einer
intersektionalen und interaktiven Plattform fiir diasporische, migrantische und
internationale Kunst, Kultur und politische Bildung in Berlin und Deutsch-
land.* Dariiber hinaus erfolgte eine Beschreibung des Kulturbetriebs durch die
Antragstellerin bei Antragstellung.

d) War der Verein zum Forderzeitpunkt nach Kenntnis der Bundesregie-
rung bereits zwei volle Kalenderjahre in diesem Sinne tétig, und wenn
nein, spielte dies flir die Entscheidung eine Rolle?

Nach Kenntnis des Bundesverband Soziokultur e. V. war die gUG bei Antrag-
stellung (November 2021) gemdll Gesellschaftsvertrag (datiert Juli 2019) be-
reits zwei Jahre in dem genannten Sinne tétig.

e) Fand hierbei insbesondere der Umstand Beriicksichtigung, dass ein
Angestellter der Vereinigung vom Landgericht Berlin am 27. Septem-
ber 2021 wegen Herbeifiihrens einer Sprengstoffexplosion in Tatein-
heit mit gefahrlicher Korperverletzung rechtskréftig verurteilt wurde
(Antwort des Berliner Senats auf Drucksache 19/15196 des Abgeord-
netenhauses von Berlin), und wenn nein, warum nicht?

Antragsteller fiir das Programm war die gUG. Geméal den §§ 31 und 41 des
Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) ist die antragspriifende Stelle nicht be-
rechtigt, Auskiinfte aus dem Zentralregister einzuholen.

5. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse hinsichtlich einer etwaigen
zweckwidrigen Verwendung von Zuwendungsmitteln durch die Vereini-
gung beziiglich der beanspruchten Mittel aus dem Foérderprogramm
»Neustart Kultur oder anderen empfangenen Bundesmitteln oder For-
derprogrammen des Bundes vor bzw. hélt sie Voraussetzungen fiir gege-
ben, die einen anderweitigen nachtriglichen Wegfall der jeweiligen Zu-
wendungsvoraussetzungen nahelegen?

a) Wenn ja, wurden aufgrund dessen bisher Mittel zuriickgefordert oder
wird zumindest angestrebt, dies zu tun, und wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 5 und 5a werden gemeinsam beantwortet.

Die Verwendungsnachweise der zwei mittelausreichenden Stellen Bundesver-
band Soziokultur e. V. und Fonds Soziokultur e. V. der BKM sind abgeschlos-
sen und ergaben keinen Hinweis auf zweckwidrige Verwendung der Mittel.

Der Hauptstadtkulturfonds ist ein Forderinstrument, das vom Bund und dem
Land Berlin zusammen ins Leben gerufen wurde, um bedeutsame kulturelle
Projekte in der Bundeshauptstadt zu ermoglichen, die der gesamtstaatlichen
Reprisentation dienen. Hierfiir stellt der Bund dem Land Berlin jéhrlich bis zu
15 Mio. Euro zur Verfiigung. Mittelausreichende Stelle ist die Senatsverwal-
tung flir Kultur und gesellschaftlichen Zusammenhalt des Landes Berlin. Diese
priift in eigener Verantwortung auch die Verwendung der Mittel.



Drucksache 20/12359 -6 Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

b) Hat sich die Bundesregierung in diesem Zusammenhang zu dem Um-
stand eine eigene Auffassung gebildet, dass die gegenwirtige Auffor-
derung zur Rdumung des Kulturzentrums seitens der Vereinigung ig-
noriert wird und ,,Widerstand*“ gegen die Berliner Senatsverwaltung
angekiindigt wurde (vgl. Berliner Zeitung, www.berliner-zeitung.de/k
ultur-vergnuegen/antisemitismusvorwurf-oyoun-gibt-den-kampf-gege
n-joe-chialo-nicht-auf-in-einer-demokratie-muss-so-etwas-moeglich-s
ein-1i.2207668, zuletzt abgerufen am 28. April 2024), wenn ja, wie
lautet diese, und wird hierin ein nach Ansicht der Fragesteller vorlie-
gendes Verdchtlichmachen des Rechtsstaates gesehen, das die Riick-
forderung von Mitteln rechtfertigt?

Nein. Es besteht kein Zusammenhang zu den fritheren, bereits abgeschlossenen
und gepriiften Férderungen.

c) Veranlasste der Umstand, dass die Berliner Senatsverwaltung 6ffent-
lich dargetan hat, dass sie im Verkauf von Einrichtungsgegenstinden
des Kulturzentrums durch die Vereinigung ein illegales Verhalten
sicht, weil diese ,,ganz oder teilweise zulasten der Zuwendung be-
schafft wurden (bezogen auf Mittel des Landes Berlin; vgl. Berliner
Zeitung, www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/aufregung-um-neukollne
r-kulturzentrum-oyoun-verkauft-illegal-landeseigentum-im-internet-11
077105.html, zuletzt abgerufen am 3. Mai 2024), dazu, die Verwen-
dung der Fordermittel bezogen auf empfangene Mittel aus Bundespro-
grammen usf. erneut auf den Priifstand zu stellen, und wenn nein, wa-
rum nicht?

Dem Fonds Soziokultur e. V. und dem Bundesverband Soziokultur e. V. liegen
keine Erkenntnisse iiber VerduBBerungen von Gegensténden vor, die aus Mitteln
von NEUSTART KULTUR gefordert wurden.

d) Wurde gegeniiber der Vereinigung, entsprechend einer dhnlich gela-
gerten Forderung der Berliner Senatsverwaltung (Berliner Zeitung,
a.a. 0.), die Herausgabe von Gegenstinden verlangt, weil deren Ei-
gentum nach der Raumung auf den Bund iibergehe?

Eine zweckwidrige Verwendung der Fordermittel aus dem Programm NEU-
START KULTUR ist weder dem Bundesverband Soziokultur e. V. noch dem
Fonds Soziokultur e. V. bekannt.

e) Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse hinsichtlich ,antisemi-
tischen* Verhaltens (vgl. Berliner Zeitung a. a. O.) vor, welches impli-
zit durch die Berliner Senatsverwaltung als Vorwurf erhoben worden
sein soll, wenn ja, welche, und wie wiirdigt sie dies im Zusammen-
hang mit der aufgeworfenen Fragestellung des Wegfalls der Zuwen-
dungsvoraussetzungen gegebenenfalls?

f) Hat sich die Bundesregierung in diesem Zusammenhang zu dem Um-
stand eine Positionierung erarbeitet, dass die Geschéiftsfithrerin des
,»Oyoun* der Ansicht, dass die Hamas eine ,,legitime Befreiungsbewe-
gung® bzw. der Uberfall auf Israel vom 7. Oktober 2023 ein ,,Gefing-
nisausbruch® gewesen sei und dhnlichen Ansichten, ,,Raum geben*
mochte (vgl. TAZ, https://taz.de/Kulturzentrum-Oyoun-in-Berlin-Neu
koelln/!5999103/, zuletzt abgerufen am 3. Mai 2024), und wenn ja,
wie lautet diese?

Die Fragen 5e und 5f werden gemeinsam beantwortet.

Nein. Auf die Antwort zu Frage 5b wird verwiesen.


http://www.berliner-zeitung.de/kultur-vergnuegen/antisemitismusvorwurf-oyoun-gibt-den-kampf-gegen-joe-chialo-nicht-auf-in-einer-demokratie-muss-so-etwas-moeglich-sein-li.2207668
http://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/aufregung-um-neukollner-kulturzentrum-oyoun-verkauft-illegal-landeseigentum-im-internet-11077105.html
https://taz.de/Kulturzentrum-Oyoun-in-Berlin-Neukoelln/!5999103/
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Beim AA waren weitere Informationen wegen des damit verbundenen Auf-
wands in der Kiirze der Zeit nicht zu erlangen. Hier ist die Verwendungsnach-
weispriifung noch nicht abgeschlossen.
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